
Im Sommer 2008 bezeichnete 
Saskia Ludwig den Brandenbur-
ger Landesverband ihrer Partei 
in einem Positionspapier als die 
„schlechteste CDU Deutschlands“. 
Das war zu einer Zeit, als die Bran-
denburger Christdemokraten als 
Juniorpartner der SPD noch or-
dentliche Regierungspolitik mach-
ten. Saskia Ludwig wollte mehr. 
Nachdem sich Johanna Wanka ent-
schieden hatte, ihre Karrierechan-
cen im Westen zu suchen, steht 
Frau Ludwig nun selbst an der Spit-
ze der inzwischen oppositionellen 
Brandenburger CDU. 

Seither ist kaum eine Woche vergan-
gen, in der sie nicht mit skurrilen 
Aussagen, bizarren Beiträgen, ab-
wegigen Äußerungen, widersprüch-
lichen Positionierungen, schrillen 
Anschuldigungen und ideologischem 
Kampfgeschrei aufgefallen wäre.

Gewiss, wer weitgehend unbekannt 
ist im Land, der muss sich so gut 
es geht bemerkbar machen: Klap-
pern gehört zum oppositionellen 
Handwerk. Wo aber der Bezug zur 
Realität völlig verlorengeht, wo 
Politikern sämtliche Kategorien 
verrutschen, wo jede Verhältnis-
mäßigkeit und jeder Anstand ver-
loren geht – da lässt sich vielleicht 
Aufmerksamkeit erzielen, vor allem 
aber Befremden und echtes Ent-
setzen. Man fragt sich, was treibt 
Saskia Ludwig zu so absurden Be-
hauptungen, wie derjenigen: Im 
Land Brandenburg herrsche heute 
der „Kommunismus-Sozialismus 
unter Platzeck“? Worauf will sie 
hinaus, wenn sie das wichtige po-
litische Ziel der sozialen Gerech-
tigkeit als „trojanisches Pferd des 
Totalitarismus“ verunglimpft? Was 
um Himmels willen meint Saskia 
Ludwig, wenn sie in der Dezember-
Landtagsdebatte in einer Pauschal-
beschimpfung der Brandenburger 
sagt: „Als Ministerpräsident würde 
ich mich fragen, warum gerade die 
Brandenburger (…) den Unterschied 
zwischen Diktatur und Demokratie 
nicht verstehen.“

Man muss sich das alles auf der 
Zunge zergehen lassen. Hier ver-
sucht also offenbar die Vorsitzende 
einer Oppositionspartei dadurch 
Zustimmung zu erlangen, dass sie 
völlig abwegige Thesen verbreitet 
und nebenbei noch wüste Publi-
kumsbeschimpfung betreibt. Die 
Brandenburger wissen aber sehr 
gut, dass ihr Ministerpräsident Mat-
thias Platzeck nicht in einer histo-
rischen Reihe mit Stalin, Enver 
Hoxha und Kim Jong-il steht. Sie ha-
ben in Wahlen und Umfragen im-
mer wieder ihrem mehrheitlichen 
Wunsch nach sozialer Gerechtigkeit 
Ausdruck verliehen. Und die aller-
meisten Menschen in Brandenburg 
finden es auch zweifellos überhaupt 
nicht witzig, von Frau Oberlehrerin 
Dr. Ludwig pauschal attestiert zu 
bekommen, sie seien zu naiv oder 
zu ahnungslos zwischen Demokra-
tie und Diktatur zu unterscheiden.

Es trifft sicherlich zu, dass die Bran-
denburger CDU nach zwei Jahrzehn-
ten interner Auseinandersetzungen 
zum Zeitpunkt von Saskia Ludwigs 
Machtübernahme in keinem gu-
ten Zustand war. Seitdem aber hat 
Frau Ludwig den hiesigen Landes-
verband mit geradezu atemberau-
bender Konsequenz ins vollständige 
politische und gesellschaftliche Ab-
seits manövriert. Gesprächsfäden 
werden abgerissen, frühere Partner 
systematisch verprellt, Bürgerin-
nen und Bürgern vor den Kopf ge-

stoßen. Die Ludwig-CDU ist drauf 
und dran, alle Brücken zur Wirk-
lichkeit niederzureißen. Während 
die Vorsitzende Journalisten vieler 
brandenburgischer Medien mit Ge-
richtsverfahren überzieht, gibt sie 
zugleich gerne Interviews in dubio-
sen Blättern vom äußersten rechts-
konservativen Rand wie der „Jun-
gen Freiheit“ und der „Preußischen 
Allgemeinen Zeitung“. Dort ver-
steigt sie sich dann zu Beschreibun-
gen der Brandenburger Landespo-
litik und des Ministerpräsidenten, 
die den Eindruck vermitteln, auf 
seinem Weg in den Kommunismus 
bereite Brandenburg gerade den 
Austritt aus der Bundesrepublik 
Deutschland oder gar – möglichst 
am 13. August 2012 – den Bau einer 
neuen Mauer vor. Das alles ist nur 
noch bizarr.

Man könnte Saskia Ludwig „Gerad-
linigkeit“ bescheinigen, aber diese 
Eigenschaft schreibt man einem 
Elefanten im Porzellanladen übli-
cherweise auch nicht zu. Nein, der 
Fall Ludwig ist wohl anders gela-
gert. Hier ist es einer rechtskonser-
vativen Ideologin gelungen, sich an 
die Spitze einer schwer angeschla-
genen und verunsicherten Partei 
zu setzen, indem sie ihr weismach-
te, sie allein besitze einen klaren 
Kompass, kenne Ziel und Richtung. 
Damit ist Saskia Ludwig ein wirk-
liches Phänomen. In der Geschich-
te der Bundesrepublik Deutschland 
und auch in der Geschichte der ost-
deutschen Bundesländer haben die 
Volksparteien üblicherweise ver-
sucht, die ganz normalen Menschen 
in der Mitte der Gesellschaft zu er-
reichen und zu überzeugen. Der 
politische Wettbewerb in Deutsch-
land ist ein Wettbewerb um solche 
Wähler. Doch deren Ansichten und 
Anliegen sind Frau Ludwig herzlich 
gleichgültig.

Noch unbegreiflicher ist nur, dass 
sich die Brandenburger CDU-Vorsit-
zende nicht einmal darum schert, 
was die noch verbliebenen Anhän-
ger ihrer eigenen Partei denken. 

Ausweislich einer aktuellen Forsa-
Umfrage im Auftrag der Aufarbei-
tungs-Enquete des Landtages sind 
nämlich 63 Prozent der Branden-
burger CDU-Anhänger der Mei-
nung, dass die Lebensleistungen 
der Ostdeutschen heute nicht aus-
reichend anerkannt werden. Fast 
die Hälfte (46 Prozent) der Branden-
burger CDU-Wähler lehnen den Be-
griff „Unrechtsstaat“ für die DDR 
ab. Volle 50 Prozent der CDU-Anhän-
ger meinen sogar, mehr als 20 Jahre 
nach der Wiedervereinigung müsse 
endlich ein Schlussstrich unter die 
Vergangenheit gezogen und mehr 
in die Zukunft geschaut werden. 

Fast schon amüsant angesichts der 
Tiraden von Frau Ludwig ist, dass 
die Brandenburger CDU-Anhänger 
mit dem politischen System in ih-
rem Bundesland zufriedener sind 
als mit dem System auf Bundes-
ebene (Brandenburg: 57 Prozent, 
Bund: 44 Prozent). Einen Rat für die 
Ludwig-CDU hätten deren Anhän-
ger übrigens auch: 62 Prozent der 
CDU-Wähler sind nämlich der Mei-
nung, dass es nicht die Aufgabe der 
politischen Opposition ist, die Regie-
rung zu kritisieren, sondern sie in 
ihrer Arbeit zu unterstützen. Frau 
Ludwigs Strategie sieht aber anders 
aus: „2014 werden die Bürger dann 
die Wahl haben zwischen Kommu-
nismus-Sozialismus unter Platzeck 
oder einer freiheitlichen Alternative 
der bürgerlichen Parteien ohne ideo-
logische Bevormundung durch die 
Politik.“ Angesichts der Stimmung 
in der CDU-Wählerschaft könnte es 
sein, dass Frau Ludwig, die wie wei-
land Franz Josef Strauß den Sozialis-
mus zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft bekämpfen will, bald niemand 
mehr folgt. Der Brandenburger CDU 
und der politischen Kultur in unse-
rem Land wäre es zu wünschen.
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Etwa 160 SPD-Mitglieder und Per-
sonen des öffentlichen Lebens 
im Landkreis Oberhavel sind der 
Einladung zum traditionellen 
Neujahrsempfang des SPD-Unter-
bezirks und der SPD-Kreistagsfrak-
tion Oberhavel am 6. Januar 2012 
in die Orangerie des Oranienbur-
ger Schlosses gefolgt. 

In angenehmer Atmosphäre blickte 
man gemeinsam auf das vergange-
ne Jahr zurück und wagte Ausbli-
cke auf die Herausforderungen des 
neuen Jahres. In den Reden der UB-
Vorsitzenden Andrea Suhr und des 
Fraktionsvorsitzenden Andreas No-
ack kam zum Ausdruck, dass wir 
in Oberhavel auch auf das Erreich-
te stolz sein können, der Landkreis 
ist einer der drei führenden in Ost-
deutschland. Die kulturelle Umrah-
mung des Abends gestalteten die 
„Sozi-Singers“, die alle SPD-Mitglie-
der aus Oberhavel sind. Neben tra-
ditionellen Arbeiterliedern „Wann 
wir schreiten Seit an Seit“ und 
„Glück auf der Steiger kommt“ wur-
den die Gäste durch zwei neue Tex-
te bekannter Melodien überrascht 
und zum Mitsingen animiert. 

Eine besonders angenehme Aufgabe 
hatten die UB-Vorsitzende Andrea 

Suhr und der Geschäftsführer Kars-
ten Peter Schröder. Während des 
Empfanges erfolgte die symbolische 
Aufnahme zweier neuer Mitglieder 
in die SPD. Die Geschwister Helena 
Reetz (16) und Johannes Reetz (14) 
kommen aus Hohen Neuendorf. Ein 
Wunsch von Andrea Suhr wurde 
damit teilweise erfüllt, sie wünscht 
sich eine Verjüngung der Partei und 
mehr aktive Genossinnen, beides 
trifft in diesem Falle zu, denn die 
beiden haben sich gleich mit den 
Jusos zur nächsten Zusammenkunft 
verabredet. Besonders bemerkens-
wert dabei ist, dass Johannes Reetz 
mit seinen 14 Jahren nicht nur das 
jüngste Vollmitglied in Oberhavel, 
sondern auch im gesamten Landes-
verband Brandenburg der SPD ist.

Traumstart in Oberhavel

Über 196 Millionen Euro mehr für unsere Kommunen

Karsten Peter Schröder (l.) und Andrea Suhr (r.) 
mit den beiden „Neuen“: Helena und 
Johannes Reetz.

Zeitgleich mit dem Beginn der Diskus-
sion über eine zukunftsfähige bran-
denburgische Bildungspolitik fielen 
große bildungspolitische Demonstra-
tionen und Proteste vor dem Landtag. 
Dabei eint die Kritiker lediglich die 
finanzielle Ausstattung des Bildungs-
wesens. Eine inhaltliche Auseinander-
setzung, die Bildungsbiografien in den 
Blick nimmt und die Bildungsteilhabe 
aller Brandenburger in hoher Qualität 
zum Ziel hat, ist nicht erkennbar. 

Es wird protestiert gegen die Neuor-
ganisation der Staatlichen Schulämter, 
die Abschaffung der Allgemeinen För-
derschule im Zuge der Inklusion oder 
aber Finanzkürzungen für die privaten 
Schulen. Für die eigenen Interessen zu 
streiten und um politische Unterstüt-
zung dafür zu werben ist legitimes 
und gutes Recht in unserem Land.
 
Als brandenburgische Sozialdemokra-
ten ist es aber unsere Aufgabe, den 
Anspruch auf gute Bildung für alle 
zu ermöglichen. Von der Kita bis zum 
lebenslangen Lernen, von Perleberg 
bis Senftenberg. Dafür haben uns die 
Menschen gewählt und vertrauen da-
rauf, dass Bildung als Grundlage und 
Voraussetzung für ein gutes Leben 
kein leeres Versprechen ist.

Unser Vorhaben, ein Leitbild für „Bildung 
2030“ zu diskutieren, ist ambitioniert 
aber unter dem Eindruck zurückgehen-
der Einnahmen des Landes und der Kom-
munen und einer erneuten Halbierung 
der Geburtenzahlen bis 2030 absolut 
notwendig. Es ist dringender denn je, die 
Potenziale aller auszuschöpfen und die 
jungen Brandenburger zu einem best-
möglichen Schul- und Bildungsabschluss 
zu führen. Wir können es uns nicht leis-
ten, 10 Prozent eines Jahrgangs ohne 
Schulabschluss und 20 Prozent ohne Be-
rufsabschluss zurückzulassen. Wir müs-
sen die Grundlagen neu ausrichten. Wir 
wollen, dass mehr Kinder von Anfang an 
die Kitas besuchen, deren Bildungsauf-
trag ausgebaut wird. Alle Schulen sollen 
Ganztagsschulen werden. Schulen in der 
Fläche wollen wir erhalten beispielswei-
se durch Schulverbünde. Die Ausbildung 
der Lehrer an der Uni Potsdam wollen wir 
weitgehend reformieren, damit sie neu-
en Herausforderungen individueller Bil-
dung gewachsen sind. Unsere Hochschu-
len wollen wir entsprechend regionaler 
Bedarfe neu strukturieren, aber auch da-
mit sie international wettbewerbsfähig 
sind. Das alles wollen wir in den nächsten 
Monaten diskutieren. Ideen und Beiträge, 
auch kontroverse und gegen den Strich 
bürstende, sind nicht nur willkommen 
sondern gewünscht. 

Manja Orlowski & Martin Gorholt

Den Zwängen eine Vision abpressen 

Die Landkreise, Städte und Gemein-
den können in diesem Jahr mit deut-
lich mehr Geld aus dem Landeshaus-
halt rechnen als im Vorjahr und als 
noch im September des vergange-
nen Jahres prognostiziert wurde. 

Dies geht aus einer aktualisierten 
Berechnung des Brandenburger Fi-
nanzministeriums für die sogenann-
ten „Schlüsselzuweisungen“ im Jahr 
2012 hervor. Gegenüber dem Vorjahr 
steigen die Schlüsselzuweisungen an 
die vier kreisfreien Städte insgesamt 
um rund 70 Millionen Euro und an 
die 14 Landkreise um 54,5 Millionen 
Euro. Die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden erhalten rund 72 
Millionen Euro mehr als im Vorjahr. 
Die vier kreisfreien Städte erhalten 
damit sogar rund 10 Millionen Euro 
und die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden rund 28 Millionen Euro 

mehr als noch im September ver-
gangenen Jahres prognostiziert. Die 
Schlüsselzuweisungen an die Land-
kreise stiegen gegenüber dieser Pro-
gnose um 15 Millionen Euro. Grund 
für den weiteren Geldsegen ist der 
von der Rot-Roten Koalition beschlos-
sene Landeshaushalt 2012. Manfred 
Richter, Sprecher der SPD-Fraktion 
für Kommunalfinanzen sagte gegen-
über dem Roten Adler dazu: „Durch 
unsere Maßnahmen haben wir den 
Handlungsrahmen von Landkreisen, 
Städten und Gemeinden deutlich 
erhöht. Wir lassen nämlich die Ge-
meinden und Landkreise vorzeitig an 
der guten Einnahmeentwicklung im 
Landeshaushalt teilhaben. Die Politik 
der Rot-Roten Koalition unterschei-
det sich damit deutlich von anderen 
Bundesländern. Dort wurden ausge-
glichene Landeshaushalte nur des-
halb erreicht, weil man bei den Lan-

deszuweisungen für die Kommunen 
massiv gekürzt hat. Das ist mit uns so 
nicht zu machen.“ 

Zugleich mahnte Manfred Richter 
Landkreise und kreisfreie Städte wei-
ter zur Sparsamkeit. Er sagte: „Die 
gute Entwicklung bei den Steuerein-
nahmen darf nicht darüber hinweg-
täuschen, dass der Landeshaushalt 
bis zum Jahr 2020 von derzeit zehn 
auf rund acht Milliarden Euro sinkt, 
weil die Sonderförderung Ost aus-
läuft und auch EU und Bundesför-
derprogramme zur Verfügung stehen 
werden. Deshalb müssen auch Land-
kreise, Städte und Gemeinden Kon-
solidierungsmaßnahmen angehen. 
Denn sie erhalten ebenfalls durchge-
reichte Aufbaumittel. Auch bei den 
EU-Fördergeldern, die meist an die 
Kommunen weitergereicht werden, 
müssen sich die Kommunen auf mas-

sive Einschnitte einstellen. Mit weni-
ger Geld klarzukommen bleibt eine 
zentrale Aufgabe für alle.“

Kritik äußert Manfred Richter vor al-
lem an der schwarz-gelben Bundes-
regierung. „Sie muss sich endlich zu 
einer stärkeren Verantwortung für 
die Kommunen bekennen. Zwar hat 
sich die Bundesregierung endlich 
dazu entschlossen, die Kommunen 
von den massiv steigenden Kosten 
der Grundsicherung im Alter zu be-
freien; wir sind aber skeptisch, dass 
dieser Schritt allein ausreicht, die 
massiv steigenden Soziallasten der 
Kommunen abzufedern.“ Mit einem 
sozial gerechten Steuersystem und 
der Einführung der Finanztransak-
tionssteuer könnten die Kassen von 
Bund, Ländern und Kommunen ent-
lastet werden, so der konkrete Vor-
schlag von Manfred Richter. 

Brandenburg 2030 SPD Unterbezirk Oberhavel mit landesweitem RekordSERIE: Bildung



roteradler F e b r ua r  2 0 1 2 3



F e b r ua r  2 0 1 2 roteradler4

Ende Januar wählte die Mitglieder-
versammlung der Brandenburger 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeit-
nehmerfragen in der SPD (AfA) 
nach zweijähirger Amtszeit ihren 
Vorstand neu. 

Der bisherige Landesvorsitzende 
Detlef Baer aus Potsdam-Mittel-
mark wurde in geheimer Wahl mit 
93 Prozent der abgegebenen Stim-
men im Amt bestätigt. Zu seinen 
Stellvertretern wurden Gudrun Utz 
(Oberhavel) und Robert Crumbach 
(Potsdam) bestimmt.

Der als Gastredner auftretende 
Dieter Scholz, Geschäftsführer 
der DGB-Initiative „Index Gute Ar-
beit“ betonte, dass „Gute Arbeit“ 

mehr sei, als ausschließlich eine 
leistungsgerechte Entlohnung. Sie 
umfasse auch die Mitbestimmung 
der Beschäftigten, eine menschen-
würdige Behandlung am Arbeits-
platz sowie Chancengleichheit und 
Vermeidung jeglicher Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz, machte er in 
seinen Ausführungen deutlich.

In seinem Geschäftsbericht betonte 
Baer, dass die bereits seit 2004 von 
der AfA aufgestellte Forderung nach 
einem Landesvergabegesetz durch 
die Landesregierung nun verwirk-
licht wurde. „Gerade in der heuti-
gen Zeit“, stellte Baer fest, „zeigt die 
Brandenburger Landesregierung, 
dass sie aktiv gegen Billiglöhne und 
Lohndumping vorgehen wird und 

für soziale Gerechtigkeit im Lande 
eintritt.“

Mit Mike Schubert, Leiter der Kom-
mission „Leitbild Brandenburg 
2030“, diskutierten die Teilnehmer 
der AfA Landeskonferenz am Nach-
mittag über die Entwicklung im 
Land Brandenburg in den kommen-

den Jahren. Hier schloss sich wieder 
der Kreis zum Gastreferat von Die-
ter Scholz. Es wurde deutlich, dass 
„Gute Arbeit“ und damit verbunden 
„Gute Einkommen“ sowie die Stär-
kung der betrieblichen Mitbestim-
mung und der Tarifpartner uner-
lässlich sind für ein lebenswertes 
Brandenburg auch in Zukunft.

Am 11. Januar besuchte die SPD-
Bundestagsabgeordnete Andrea 
Wicklein die erste brandenburgi-
sche Beratungsstelle zur Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifi-
kationen, um sich über die dort zu 
leistende Arbeit zu informieren. 

Die Bundesregierung hat ein Gesetz 
verabschiedet, dass die Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüs-
se zum Inhalt hat. Dieses Gesetz tritt 
zum 1. April 2012 in Kraft. Andrea 
Wicklein stellte bei ihrem Besuch 

fest: „Das Gesetz ist ein wichtiger 
und richtiger Schritt, auch um dem 
Fachkräftemangel entgegenzutre-
ten. Aber es kann nur ein erster 
Schritt sein. Die Bundesregierung 
ist weit hinter ihren Möglichkeiten 
zurückgeblieben. In dem Gesetz ist 
kein Rechtsanspruch auf eine Bera-
tung verankert. Zudem gibt es nach 
wie vor keinen Anspruch auf eine 
Qualifizierung.“ Beides hatte die 
SPD in ihrem Entschließungsantrag 
zum Gesetzentwurf gefordert. Be-
reits seit dem 1. Januar können sich 

Migranten in Brandenburg beraten 
lassen, ob und wie ihre im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikationen 
in Deutschland anerkannt werden. 
Damit ist die Beratungsstelle eine 
der ersten bundesweit. Derzeit ist 

für Brandenburg ausschließlich die 
Beratungsstelle in Potsdam zustän-
dig. Ab 2013 werden noch zwei wei-
tere Beratungsstellen hinzukom-
men, deren Standorte aber noch 
nicht feststehen. 

SPD-Arbeitnehmer mit neuem Vorstand

Mike Schubert, Detelf Baer, Gudrun Utz, Reinhard Porazik und die DGB-Vorsitzende Doro Zinke.

Stark für Abschlüsse
Beratungsstelle zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen

v.l.n.r.: Julia Lexow-Kapp (Mitarbeiterin der Beratungsstelle), Andrea Wicklein (Mitglied des 
Deutschen Bundestages), Wioletta Wlodarczyk (Leiterin der Beratungsstelle)

Zahlreiche Interessierte sahen sich 
gemeinsam mit dem OV Wuster-
mark (Havelland) und den Jusos 
Brandenburg in der Aula der Grund-
schule Wustermark den Dokumen-
tarfilm „Die 4. Revolution“ an. 

Nach Ansicht der Filmemacher folge 
der Agrarrevolution, der industriellen 
Revolution und der Internetrevoluti-
on nun die Energierevolution hin zu 
erneuerbaren Energien. Eine zentra-
le Rolle nimmt der ehemalige SPD-
Bundestagsabgeordnete Hermann 
Scheer im Film ein. Zum Einsatz er-
neuerbarer Energien werden im Film 
Beispiele aus allen Teilen der Welt 

gezeigt, unter anderem aus dem 
Nordwesten Dänemarks, wo eine 
Halbinsel mit 50.000 Einwohnern 
vollständig mit erneuerbaren Ener-
gien versorgt wird. Auch in der sich 
anschließenden Diskussion wurde 
deutlich, dass Strom- und Wärme-
versorgung zusammen betrachtet 
werden sollten. So entfallen ein Drit-
tel der CO2-Emissionen in Deutsch-
land auf den Heizungsbereich. 

Übrigens: Der OV Wustermark ver-
leiht die DVD und hilft gern bei der 
Organisation von Veranstaltungen 
zur Energiewende (Kontakt: mail@
leon-bucher.de).

SPD Wustermark und Jusos Brandenburg 
zur Energiewende

Schwesig zu Gast in Frankfurt
Vor mehr als 130 Gästen aus Politik, Wirtschaft, sozialen Einrichtungen und Vereinen, Kultur, Kunst, 
Bildung sowie der Wissenschaft und natürlich ihren Mitgliedern konnte die Frankfurter SPD Manuela 
Schwesig auf ihrem Neujahrsempfang begrüßen. Die Ministerin und stellvertretende Parteivorsitzen-
de mit Frankfurter Wurzeln rechnete nicht nur mit der Politik der Bundesregierung ab, sondern 
nahm die Gäste auch sogleich in die Pflicht: „Das Jahr ist jung – es liegt viel Arbeit vor uns. Es ist ein 
wichtiges Jahr für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten. Lasst es uns nutzen!“


